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Montag, 29. August 2016 

«Der Lehrplan 21 ist l<ein Hirngespinst von 
MONTAGSINTERVIEW Leh­
rerpräsident Beat Zemp kon­
tert Kritik am Lehrplan 21. 
Enthusiastisch setzt er sich für 
dessen Orientierung an Kom­
petenzen ein. Die Schule habe 
sich stets gewandelt. Bald 
brächten Schüler selber 
bezahlte Tablets mit zum 
Unterricht wie heute das Etui 
oder den Taschenrechner. 

Das Schuljahr hat begonnen. 
BeatZemp, wie haben Sie als 
Gymnasiallehrer jeweils den 
Start mit neuen Schülern erlebt? 
Beat Zemp: Der erste Kontakt ist 
entscheidend. Ich habe 35 Jahre 
lang unterrichtet, und bis zum 
Schluss betrat ich das Schulzim­
mer mit Herzklopfen, wenn ich 
eine neue Klasse das erste Mal 
unterrichtete. Mir war bewusst, 
wie genau meine Bemerkungen 
oder die Körpersprache wahr­
genommen werden. Man spricht 
von pädagogisch fruchtbaren 
Momenten: Die erste Stunde ist 
ein solcher Moment. 
Wie gingen Sie vor? 
Ich überliess nichts dem Zufall. 
Ich plante, was ich wann wie sa­
gen würde. Ich versuchte zudem, 
mir die Namen der Schüler mög­
lichst schnell einzuprägen. 
Gaben Sie den Tarif durch? 
Klare Anweisungen erschienen 
mir wichtig. Dazu gehörte auch, 
die Hausaufgaben genau zu kon­
trollieren. Ich wollte immer 
verlässlich sein und Leistungen 
einfordern. Ich sah mich als Trai­
ner, der die Schülerinnen und 
Schüler zur Matur bringt, wenn 
sie bereit sind, ihren Beitrag auch 
zu leisten. 
Wie schnell gewöhnen sich Leh- BeatZemp zur Debatte ums Frühfranzösisch:«Was heisst hier Staatsräson? Wir haben eine Bundesverfassung! Darin ist festgehalten, dass die Landessprachen zu fördern sind.» 
rer und Eltern aneinander? 
Das kommt auf die Schulstufe an. 
In der Primarschule ist der Kon­
takt natürlich intensiver. Auf 
Gymnasialstufe reicht in der Re­
gel ein Elternabend zu Beginn. 
Schliesslich wird man im Gym­
nasium volljährig und kann Ent­
schuldigungen selber unter­
schreiben oder den Lehrperso­
nen verbieten, mit den Eltern In­
formationen auszutauschen. 
Nehmen Konflikte zwischen 
Eltern und Lehrern zu? 
Die Zahl der Rekurse hat zuge­
nommen. Der Kanton Freiburg 
will daher die Rekursmöglichkei­
ten einschränken. Grundsätzlich 
finde ich das Einspracherecht 
aber richtig. Es ist ein Gegenmit­
tel zur Macht, die das Bildungs­
system über die Schulkarriere 
eines Kindes hat. 
Sie finden den Anstieg der Re­
kurse also nicht schlimm? 
So meine ich das nicht. Fast alle 
Notenrekurse werden abgelehnt 
und sind unnötig. Ich finde es 
aber richtig, wenn Eltern kritisch 
hinschauen und mitverfolgen, 
was in der Schule passiert. Der 
weitaus grösste Teil der Eltern ist 
in diesem Sinne konstruktiv kri­
tisch. Mühsam wird es mit über­
kritischen Eltern, die gleich beim 
ersten Gespräch mit dem Anwalt 
drohen oder Einspruch erheben, 
wenn sie mit einzelnen Bewer­
tungen nicht einverstanden sind. 
Für Eltern ist es nicht immer ein­
fach, das richtige Mass an Einmi­
schung zu finden. 
Ich würde eher von Zusammen­
arbeit sprechen. Wir erarbeiten 
zurzeit ein Positionspapier, in 
welchem wir die Zuständigkeiten 
und Kooperationsbereiche von 
Schule und Elternhaus definie­
ren. Klar in die Zuständigkeit der 
Schule gehören zum Beispiel die 
Unterrichtsführung, die Bewer­
tung oder die Klassenzuteilung. 
Haben Sie kein Verständnis, 
wenn Eltern bei der Klassenzu­
teilung mitreden möchten? 
Schon, aber bei all den unter­
schiedlichen Elterninteressen 
kämen wir dann nie zu einem Er-

gebnis. Es gibt Gründe für einen 
Klassenwechsel, etwa wenn sich 
das Kind in einer Klasse nicht 
wohlfühlt, weil es gemobbt wird 
oder das Verhältnis zur Lehrper­
son nachhaltig gestört ist. Aber 
grundsätzlich ist ein solcher Ent­
scheid Sache der Schule. 
Umgekehrt mischen sich Schu­
len in die Zuständigkeit der El­
tern ein, etwa mit Anweisungen, 
Kinder rechtzeitig ins Bett 
zu schicken, odermitZnüni­
vorschriften bis hin zum Nuss­
verbot. 
Es gibt eben auch Elternpflich­
ten. Sie sprechen das Beispiel an, 
bei dem eine Schulleitung ein 
Nussverbot aussprach. Sie tat das, 
weil zwei Kinder unter einer ex­
trem starken Nussallergie leiden, 
die lebensgefährlich werden 
kann. In einem solchen Fall ver­
stehe ich, dass die Schulleitung 
ein Verbot aussprach. Sie muss 
ihre Pflicht der Obhut auf dem 
Schulareal erfüllen. 
Derzeit wird leidenschaftlich 
über Lerninhalte diskutiert. Ist 
das gut so? 
Ich bin seit 26 Jahren Präsident 
des Schweizer Lehrerverbands. 
Früher fanden Schulreformdis­
kussionen auf nationaler Ebene 
im Wesentlichen innerhalb der 
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«Die Schule 
vermittelt schon 
heute nicht nur 
Wissen, sondern 
auchKompe-
tenzen.» 

Ein Lehrplan müsse hie und da entstaubt werden, sagt BeatZemp. 

Erziehungsdirektorenkonferenz 
(EDK) und des Schweizer Leh­
rervereins statt. Heute ist der 
Kreis viel grösser. Stiftungen und 
Unternehmen reden mit; und na­
türlich die Parteien - von der SP 
biszurSVP. 
Die SVPverstärktseit etwa zehn 
Jahren. Vielleichttut sie dies als 
Gegengewicht, weil Lehrer als 
links gelten? 
Der allergrösste Teil der Lehrper­
sonen ist apolitisch und weder 
in einer Partei noch in einer po­
litischen Funktion tätig. Ich be­
daure das. 
Im Kreuzfeuer der Politik steht 
der Lehrplan 21. Wird ersieh 
durchsetzen? 
Davon bin ich überzeugt. Der 
Lehrplan 21 ist nicht ein Hirnge­
spinst von Bildungsbürokraten. 
Er wurde auch von über 100 akti­
ven Lehrpersonen miterarbeitet 
und entspricht neusten Stan­
dards. Als Lehrer habe ich zwei 
grosse Lehrplanrevisionen er­
lebt. Zu Beginn stand im Lehr­
plan Mathematik fürs Gymna­
sium zum Beispiel: «L Klasse: 
quadratische Gleichung. Satz von 
Vieta. Lösungsformel. Anwen­
dungen.» In den 70er-Jahren 
kam dann die Forderung, man 
müsse Lehrpläne zielorientiert 
verfassen und formulieren, wel­
che Lernziele Schüler erreichen 
müssen. Also schrieben wir 
Richtziele, Leitziele, Stunden­
ziele usw. Würde man all die Ziel­
formulierungen von damals zu­
sammenzählen, wäre die Summe 
wohl grösser als jene der Kompe­
tenzen, welche die Schüler ge­
mäss dem Lehrplan 21 erwerben 
sollen. 
Dass der neue Lehrplan den Er­
werb von Kompetenzen ins Zen­
trum stellt, ist vielen ein Dorn im 
Auge. Das Schulwissen gerate ins 
Abseits. 
Das ist Unsinn. Das Entscheiden­
de ist schliesslich nicht, ob der 
Schüler den Satz des Pythagoras 
auswendig aufsagen kann. Ent­
scheidend ist, ob er die Formel 

anwenden und in konkreten Si­
tuationen umsetzen kann. 
Kritiker prophezeiten bereits das 
Ende der Volksschule. 
Ach, das wurde schon bei der letz­
ten Lehrplanreform heraufbe­
schworen. Die Schule vermittelt 
schon heute nicht nur Wissen, 
sondern auch Kompetenzen. 
Was passiert mit Schülern, wenn 
sie nach dem Lehrplan 21 unter­
richtet werden? 
Das Auswendiglernen von Ein­
zelfakten wird weniger wichtig. 
Als Schüler habe ich zum Beispiel 
noch lange Listen von Flüssen 
und Schlachtdaten auswendig 
gelernt. Heute können Sie dank 
dem Internet und Smartphones 
mit wenigen Klicks alles nach­
schauen. Sie müssen aber eine 
«Karte» aller Bereiche im Geist 
vor sich haben, um Ereignisse 
räumlich und zeitlich einordnen 
zu können. 
Bild ungist mehr, als Mittel in die 
Finger zu bekommen, mit denen 
sich das Leben bewältigen lässt. 
Ja. Bildung ist aber auch die Fä­
higkeit, Dinge richtig einordnen 
zu können und sich Wissen zu be­
schaffen, um Probleme zu lösen. 
Bildung bedeutet nicht, zu wis­
sen, wann die Schlacht von Issos 
stattgefunden hat. Aber wenn Sie 
wissen, worum es bei der Franzö­
sischen Revolution ging, hilft das 
auch beim Verständnis der Arabi­
schen Revolution. 
Was treibt denn die unterschied­
lichen Kritikergruppen an? 
Es geht oft um partielle Anliegen. 
Die einen sind gegen die Sexual­
pädagogik, die anderen gegen 
zwei Frühfremdsprachen, andere 
wollen nicht, dass man schon 
in der Primarschule einfache 
Computerprogramme schreiben 
lernt. Solche Diskussionen sind 
normal. Auf jeden Fall war es 
wieder mal an der Zeit, den alten 
Lehrplan zu entstauben und 
von Überholtem zu befreien, et­
wa vom stundenlangen Schön­
schreiben mit der «Schnüerli­
schrift». Heute weiss man, dass 

man mit der Basisschrift einfa­
cher und schneller schreiben 
lernt. 
Sorgfalt, Pflichtbewusstsein sei 
wichtig, sagen Berufsbildner. 
Sorgfalt kann man auch beim 
Schreiben eines Computerpro­
gramms lernen. 
Weiterführende Schulen, aber 
auch Berufsbildnerkritisieren, 
die Volksschule bereite die Kin­
der nicht mehr genügend für die 
Zeit danach aus. Gibt es Verbes­
serungspotenzial? 
Mit dem Lehrplan 21 wird die Be­
rufswahlbegleitung professiona­
lisiert. Das ist nötig. Die Berufs­
wahl ist ein innerer Prozess, der 
über drei bis vier Jahre führt. 
Dabei gilt es herauszufinden, 
welche Stärken und Schwächen 
ein Schüler hat. Individuelle 
Standortbestimmungen gehören 
dazu. Hilfreich sind zum Beispiel 
die neuen Berufsprofile, die der 
Gewerbeverband und die EDK 
entwickelt haben. 
Einige Lehrbetriebe werben sehr 
aktiv an den Schulen um die Bes­
ten der Jahrgänge. Ist das richtig? 
Nein, das finde ich falsch. Früher 
gab es die Abmachung, dass nie­
mand vor der neunten Klasse 
einen Lehrvertrag erhält. Besser 
wäre sogar nicht vor dem L No­
vember in der neunten Klasse. 
Auf jeden Fall nicht schon in der 
achten Klasse. Denn die Motiva­
tion für jene, die den Lehrvertrag 
schon im Sack haben und nun 
noch ein Jahr die Schulbank drü­
cken müssen, ist dann dahin. 
Eltern haben aber auch Interesse 
daran, wenn ihre Kinder schon 
früh eine Anschlusslösung 
haben. 
Da bin ich mir nicht sicher. Wenn 
sie den negativen Einfluss auf 
die Schulmotivation einbeziehen 
würden, kämen sie zu einer ande­
ren Meinung. 
Es gibt zu wenig Ingenieure, aber 
viele Geisteswissenschaftler. 
Sollte die Schule stärker steuern? 
Nein. Berufswahlbegleitung ist 
ein wenig vergleichbar mit der 
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Bildungs bürol<raten» Mehr Konflikte in den 
schüler leid, die den Kanton Asylzentren des Bundes 

Bilder Andreas Blatter 

Hebammenkunst: Man muss 
spüren, was in einem Menschen 
angelegt ist und wie man diese 
Fähigkeiten zum Leben erwe­
cken kann. Lehrpersonen sind 
Talentförderer und sollen ihr 
Augenmerk auf die Stärken eines 
Jugendlichen richten und ihn 
nicht mit Aussagen darüber be­
einflussen, in welchen Bereichen 
die Jobaussichten gerade gut 
oder schlecht sind. 
Handkehrum gibt es durchaus 
auch eine indirekte Lenkung. Im 
Kanton Thurgau kam man zum 
Schluss, dass die Primarstufe 
mittlerweile zu sprachlastig ist. 
Mit der beabsichtigten Verlegung 
des Französischunterrichts von 
der Primarstufe auf die Oberstufe 
verlagert sich das Problem nur: 
Künftig müsste man 14 Jahres­
lektionen Französisch in nur drei 
Jahren unterbringen. Das ist kei­
ne kluge Lösung. BundesratA!ain 
Berset hat im Juli seine Vorschlä­
ge zur Förderung der Landes­
sprachen in die Vernehmlassung 
geschickt. Darin ist vorgesehen, 
dass der Unterricht in der zwei­
ten Landessprache in der Primar­
schule beginnt und für alle bis 
zum Ende der Volksschule dau-

1:jffeifdN1i'1MiH#dQ;Y1!311 
BeatZemp geht auf die Men­
schen zu, sein von der Schule 
her trainiertes Namensge­
dächtnis lässt ihn dabei nicht 
im Stich. Bis vor zwei Jahren war 
BeatZemp noch selbst als Lehrer 
tätig. In einem Teilpensum 
unterrichtete er Mathematik am 
Gymnasium Liestal. 

Als Zentralpräsident des Dach­
verbands Lehrerinnen und Leh­
rer Schweiz (LCH) istZemp unter 
anderem für die Medien eine 
begehrte Auskunftsperson in 
Schulbelangen, die vom Um­
gang mit Helikoptereltern über 
die zumutbare Länge von Schul­
wegen bis hin zu Schülern rei­
chen, die den Handschlag ver-

«Die Motivation 
für jene Schüler, 
die den Lehrvertrag 
schon in der achten 
Klasse im Sack 
haben und nun 
noch ein Jahr die 
Schulbank drücken 
müssen, ist dahin.» 

ert. Wir sollten als sprachliche 
Mehrheit unseren Compatriotes 
auf der anderen Seite des «Rideau 
de Rösti» Verständnis entgegen­
bringen und den Frühfranzö­
sischunterricht nicht streichen. 
Sie muten ihren Schülern auch 
zu, ab der dritten Klasse Deutsch 
zulernen. 
Die Staatsräson allein darf nicht 
den Ausschlag geben, oder? 
Was heisst hier Staatsräson? Wir 
haben eine Bundesverfassung! 
Darin ist festgehalten, dass die 
Landessprachen zu fördern sind. 
Abgesehen davon steht im Artikel 
62 Absatz 4: Die Ziele der Bil­
dungsstufen sind zu harmonisie­
ren. Und die Primarschule ist 
nun mal eine Bildungsstufe. Die 
EDK hat die Bildungsstandards 
für Französisch am Ende der 
Primarschule bereits im Jahr 
2011 festgelegt. Wie wollen die 
Thurgauer diese erreichen, wenn 
sie auf dieser Stufe keine einzige 
Lektion Französisch mehr unter­
richten? 
Die Hauptsache ist doch, dass die 
Thurgauer am Ende der Volks­
schule genügend Französisch­
kenntnisse haben. 
Mir tun die Thurgauer Primar-

weigern. Dadurch wird er für 
viele Personen zur Projektions­
fläche und erhält zahlreiche 
Reaktionen, die nicht immer 
nurfreundlich ausfallen. Der 
61-Jährige leitet den Lehrer­
verband bereits seit 26 Jahren, 
er tut dies routiniert, aber ohne 
Abnützungserscheinungen. 
Gerne lässt er sich auf lebhafte 
Diskussionen ein und reichert 
diese mit eigenen Erfahrungen 
an. Gewisse Aussagen aber 
macht er mit Bedacht. Er wolle 
nicht belehrend wirken, betont 
er, aber es sei ihm wichtig, dass 
er richtig verstanden werde. 
Zemp ist verheiratet und wohnt 
im Kanton Basel land. cab/bw 

wechseln müssen und denen 
dann mehrere Jahre Franzö-
sischunterricht fehlen. Und wer 
die Kosten dieser Nachschulung 
bezahlen wird, ist auch noch 
nichtklar. 
Beim Sprachenstreit läuft es da­
rauf hinaus, wer am längeren 
Hebel sitzt. Ist eine gesamt­
schweizerische Harmonisierung 
abgesehen von dieser Macht­
frage sinnvoll? 
Jahrzehntelang wurde das Bil­
dungswesen wegen des «Kantön­
ligeists» kritisiert. 2006 nahm 
dann das Stimmvolk mit 85,6 
Prozent den Bildungsartikel an, 
der eine Harmonisierung der 
kantonalen Schulsysteme in klar 
definierten Eckwerten verlangt. 
Diesen Verfassungsauftrag müs­
sen die Kantone nun erfüllen. 
Andernfalls erlässt der Bund die 
Vorschriften. So steht es in unse­
rer Bundesverfassung. 
Der digitale Wandel hat längst 
auch die Schulen erfasst. Die 
Gemeinden klagen, die Kosten 
für die Infrastruktur, etwa Tab­
lets, seien kaum tragbar. 
Die Situation ändert sich. In we­
nigen Jahren werden Tablets zur 
Grundausstattung gehören, und 
jeder Schüler wird sein eigenes 
Gerät mitbringen. 
Zahlen müssten es die Eltern? 
Ja. So wie früher den Taschen­
rechner. Schon heute gibt es Tab­
lets für unter 100 Franken. Wieso 
soll die Schule etwas anschaffen, 
was daheim sowieso vorhanden 
ist? 
Der Einfluss der privaten Anbie­
ternimmtzu. Befürchten Sie 
nicht, dass sie diesen ausnützen? 
Es geht natürlich nicht an, dass 
eine Firma Schüler auf ihrem 
Produkt schult, um sie so an sich 
zubinden. 
Braucht es Regeln? 
Ja. Wir arbeiten an einer Charta 
zum Thema Sponsoring, Förde­
rung und Finanzierung der öf­
fentlichen Bildung durch private 
Anbieter. Dort definieren wir 
Grundsätze, die Unternehmen 
einhalten müssen, wenn sie sich 
engagieren wollen: Product Pla­
cement, Kundenakquisition und 
das Sammeln von personenbezo­
genen Daten liegen nicht drin. 
Eine Firma darf keine Caps mehr 
fürs Klassenlagerspenden? 
Das soll weiterhin möglich sein. 
Aber wenn die UBS für 100 Mil­
lionen Franken Lehrstühle spon­
sert und damit Einfluss auf die 
Forschung nehmen will, dann 
geht das nicht. Wir haben bei der 
Vorbereitung der Charta auch ein 
Beispiel angeschaut, bei dem ein 
privater Anbieter eine bisher öf­
fentliche Volksschule übernom­
men hat. 
Jetzt befinden wir uns im Reich 
der Spekulationen. 
Ganz so unwahrscheinlich wie es 
tönt, ist das nicht. Wir mussten 
im Rahmen internationaler Ver­
handlungen schon einmal beim 
Bund und bei der EDK inter­
venieren. In einem Grundsatz­
entscheid zogen diese dann eine 
klare Linie und definierten, 
welche Bildungsdienstleistun­
gen öffentlich und welche privat 
sind und damit den Regeln 
von Freihandelsabkommen un-
terstelltwerden. 
Um die Volksschule ging es aber 
nie? 
In Amerika schon. Aber in Europa 
ist man sich einig, dass die Volks­
schule eine Aufgabe des Staats ist 
und die Bildung der nachfolgen­
den Generation nicht dem Zufall 
oder dem Elternhaus alleine 
überlassen werden darf. Wir müs­
sen das Bildungspotenzial aller 
ausschöpfen. Das generiert Wert­
schöpfung. So ist unser Land stark 
und wohlhabend geworden. 

Interview:Brigitte Walser, 
ChristophAebischer 
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ASYL Die Sicherheitsdienste 
in den Bundesasylzentren 
müssen öfter einschreiten, 
um Streitigkeiten zwischen 
Asylsuchenden zu schlichten. 

Das Sicherheitspersonal in den 
Asylzentren des Bundes musste 
in den ersten drei Monaten des 
Jahres 240-mal deeskalierend 
intervenieren. Damit hat sich die 
Zahl der Vorfälle gegenüber den 
Vorquartalen verdoppelt, obwohl 
die Zahl der neu eingereisten 
Asylsuchenden abgenommen 
hat. In den drei Quartalen davor 
schwankte die Zahl zwischen 111 
und 122. Der bisherige Maximal­
wert wurde 2013 mit 186 Inter­
ventionen erreicht. Diese Zahlen 
gehen aus internen Berichten des 
Staatssekretariats für Migration 
(SEM) hervor, über welche die 
«SonntagsZeitung» und «Le Ma­
tin Dimanche» berichteten. 
SEM-Sprecher Martin Reichlin 
bestätigte gestern auf Anfrage die 
Angaben. 70 Prozent der Inter­
ventionen können die Sicher­
heitsdienste mit verbaler Dees­
kalation bewältigen. Sind Ereig­
nisse mutmasslich strafrechtlich 
relevant, wird die Polizei beigezo­
gen. Dies geschah laut SEM im 
ersten Quartal 2016 in 77 Fällen. 

Länger in den Bundeszentren 

Das SEM versucht, den Konflik­
ten mit verschiedenen Mitteln 
vorzubeugen. «Wir achten etwa 
auf eine möglichst gute Durchmi­
schung bei den Bewohnern eines 
Zentrums», sagt Reichlin. Seit 
Anfang Jahr haben die Behörden 
zudem das Sicherheitsdispositiv 
in mehreren Zentren erhöht, et­
wa in den Empfangszentren Alt­
stättenSG und Kreuzlingen TG. 
Nach Einschätzung des SEM sind 
offene Konflikte häufiger, wenn 
die Asylsuchenden länger in den 
Unterkünften des Bundes blei-

seitige Rücksichtnahme mit der 
Zeit ab, erklärte SEM-Sprecher 
Reichlin weiter. 

Mehr Geld für Betreuung 
Für die Schweizerische Flücht­
lingshilfe ist das Phänomen 
direkt mit der tieferen Zahl neu 
ankommender Asylsuchender 
verknüpft. Anders als 2015 sei es 
nicht nötig gewesen, die Asylsu­
chenden rasch von den Bundes­
asylzentren in die Kantone zu 
verteilen, erklärte Constantin 
Hruschka, Leiter Protection bei 
der Flüchtlingshilfe. Dadurch 
blieben Asylsuchende länger in 
den Bundeszentren, was den psy-

chologischen Druck erhöhe. Hin­
zu komme, dass einige keine 
Chance auf Asyl in der Schweiz 
hätten. Dies betreffe etwa Nord­
afrikaner, so Hruschka. «Diese 
beiden Faktoren erzeugen eine 
enorme Frustration.» 

Die Flüchtlingshilfe fordert 
deshalb, dass der Bund mehr in 
die Betreuung investiert. Betreu­
er könnten Konflikte schon vor 
der Eskalation verhindern, bevor 
das Sicherheitspersonal eingrei­
fen müsse, erklärte Hruschka. 
Für die Sicherheit hat das SEM im 
laufenden Jahr 45 Millionen 
Franken budgetiert, doppelt so 
viel wie für die Betreuung. sda 

ben. Dadurch nehme die gegen- Das Sicherheitspersonal in Asylzentren ist stärker gefordert. Keystone 

FDP behält zweiten Sitz 
SCHAIFFHAUSEN Der SP ist es 
erneu1t nicht gelungen, den vor 
16 Jahren verlorenen zweiten 
Sitz im Regierungsrat von der 
FDP zurückzuerobern. 

Martin Kessler (FDP) hat es ge­
schafft. Er konnte für seine Partei 
den zweiten Sitz im Schaffhauser 
Regierungsrat verteidigen. Eben­
falls neu gewählt wurde Walter 
Vogelsanger (SP). Die drei Bishe­
rigen wurden in ihrem Amt bestä­
tigt. Damit haben weiterhin SVP 
und FDP je zwei Sitze inne, für 
die SP bleibt es bei einem Sitz. 
Der Partei ist es erneut nicht ge­
lungen, ihren vor 16 Jahren ver­
lorenen zweiten Sitz zurückzu-

InI(ürze 
NEGATIVZINSEN 

LautMaechler 
kein Ende in Sicht 
Die positiven Effekte überwiegen 
die negativen, verteidigtAndrea 
Maechler, Direktionsmitglied 
der Schweizerischen National­
bank, die Negativzinsen. Ohne 
diese wäre der Franken deutlich 
stärker, sagte Maechler im Inter­
viewmitdem «SonntagsBlick». 
Dies hätte negative Auswirkun­
gen auf die Wirtschaft. Ein Ende 
der Negativzinsen ist für Maech­
ler noch nicht absehbar. sda 

erobern. Ihr Kandidat Kurt Zub­
ler lag zwar über dem absoluten 
Mehr, schied aber als überzählig 
aus. Das beste Resultat erzielte 
Ernst Landolt (SVP). Auf den 
Plätzen folgen Christian Amsler 
(FDP) und Rosmarie Widmer Gy­
sel (SVP). Deutlich zurück lagen 
die beiden AL-Kandidatinnen 
Linda de Ventura und Susi Stüh­
linger. Ursula Hafner-Wipf (SP) 
und Reto Dubach (FDP) hatten 
sichnichtmehrzurWahlgestellt. 

GLP zieht in Stadtrat ein 

Auch bei den Wahlen für den 
Schaffhauser Stadtrat ging es für 
die FDP darum, den zweiten Sitz 
zu verteidigen. Doch in diesem 

BDP 

Mehr Kompetenzen 
für Geheimdienst 
Die BDP hat an ihrer Delegierten­
versammlunginAltdorf die Ja­
ParolezumGesetzzumNachrich­
tendienst gefasst, mit dem dieser 
mehr Kompetenzen erhielte. Dies 
sei im Interesse der Sicherheit 
und biete bessere Möglichkeiten 
zur Früherkennungvon Gefah­
ren, hiess es. KeinAnklangfand 
dagegen die Initiative «Für eine 
grüne Wirtschaft», deren Forde­
rungen zu radikal seien. sda 

Fall gelang das nicht. Die bishe­
rigen rechtsbürgerlichen Mehr­
heitsverhältnisse verschieben 
sich in Richtung Mitte. Denn mit 
Katrin Bernath zieht die GLP 
zum ersten Mal in die Schaffhau­
ser Stadtregierung ein. Bernaths 
KonkurrentDiego Faccani (FDP) 
erreichte zwar auch das absolute 
Mehr, schied aber als überzählig 
aus. Die vier Bisherigen wurden 
in ihrem Amt bestätigt. Das beste 
Ergebnis erzielte Peter Neu­
komm (SP), der auch in seinem 
Amt als Stadtpräsident klar be­
stätigt wurde. Dahinter folgen Si­
mon Stocker (AL), Raphael Roh­
ner (FDP), Katrin Bernath und 
DanielPreisig (SVP). sda/phh 

GLP 

Nein zur Initiative 
«AHVplus» 
Die Grünliberalenhabenanihrer 
Delegiertenversammlung in Biel 
die Nein-Parole zur Initiative 
«AHV plus» gefasst. Die Zukunft 
derAHVkönnedamitnichtge­
sichertwerden. Die Initiative be­
wirke genau das Gegenteil, und 
zwar zulasten der nächsten Ge­
nerationen. Bereits früher be­
schloss die Partei, die Initiative 
«Für eine grüne Wirtschaft» zur 
Annahme zu empfehlen. sda 


